
Frau Bundesrätin
Elisabeth Baume-Schneider
Eidgenössisches Departement des Innern EDI

Email: Sekretariat.ABEL@bsv.admin.ch

Bern, 10. September 2026

Vernehmlassung  zur  Revision  des  Bundesgesetzes  über  die  Alters-  und 
Hinterlassenenversicherung (AHV 2030)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin,
sehr geehrte Damen und Herren 

1. Ausgangslage

Mit  der  Reform  AHV  2030  will  der  Bundesrat  die  Alters-  und  Hinterlassenenversicherung  an  die  
demografische  Entwicklung  anpassen  und  ihre  Finanzierung  langfristig  sichern.  Die  Vorlage  sieht  
verschiedene  Massnahmen  vor,  um  die  Erwerbstätigkeit  bis  zum  Referenzalter  und  darüber  hinaus 
attraktiver zu machen, Beitragslücken zu schliessen und die Finanzierungsbasis der AHV zu stärken. Dazu 
gehören  unter  anderem  höhere  Anreize  für  ein  längeres  Erwerbsleben,  Anpassungen  bei  den  AHV-
Beiträgen bestimmter Erwerbsgruppen, Massnahmen gegen missbräuchliche Dividendenausschüttungen 
sowie Änderungen beim Bezug der beruflichen Vorsorge.

Mit diesen Massnahmen sollen die Einnahmen der AHV bis 2040 um rund 600 Millionen Franken pro Jahr 
erhöht werden. Darüber hinaus enthält die Vorlage verschiedene Optionen zur Sicherung der Finanzierung 
der AHV für die Jahre 2030 bis 2040, deren Ausgestaltung insbesondere vom definitiven Entscheid über die 
Finanzierung der 13. AHV-Rente abhängt. Ergänzend wird ein Interventionsmechanismus vorgeschlagen, 
der den Bundesrat  verpflichtet,  dem Parlament rechtzeitig  Stabilisierungsmassnahmen zu unterbreiten,  
falls der AHV-Ausgleichsfonds unter einen kritischen Schwellenwert zu sinken droht.

2. Grundsätze der EVP für eine generationengerechte Altersvorsorge

Die EVP setzt sich für eine nachhaltige, generationengerechte und sozial ausgewogene Altersvorsorge ein. 
Die  AHV  ist  Ausdruck  der  Solidarität  zwischen  den  Generationen  und  bildet  das  Fundament  der  
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schweizerischen  Altersvorsorge.  Ihre  Finanzierung  muss  langfristig  gesichert  werden,  ohne  jüngere 
Generationen oder Familien einseitig zusätzlich zu belasten.

Die EVP unterstützt Reformen, welche die selbstgewählte Erwerbsbeteiligung älterer Menschen fördern,  
Beitragslücken schliessen und die finanzielle Stabilität der AHV stärken. Die Beseitigung der Benachteiligung 
verheirateter Paare in der AHV bleibt für die EVP zudem ein wichtiges Reformanliegen.

3. Stellungnahme

Die EVP Schweiz  begrüsst  die  Stossrichtung der  Reform AHV 2030.  Die  Vorlage verbindet  notwendige 
strukturelle Anpassungen mit einer Stärkung der Eigenverantwortung und trägt dazu bei, die AHV an die 
gesellschaftliche Entwicklung anzupassen. Gleichzeitig ist die EVP der Auffassung, dass die vorgeschlagenen 
Reformen  allein  nicht  ausreichen  werden,  um  die  Finanzierung  der  AHV  über  das  Jahr  2030  hinaus 
dauerhaft sicherzustellen.

3.1 Freiwillige Weiterarbeit nach dem Referenzalter fördern (U. a. Art. 29bis, Art. 39 VE-AHVG sowie weitere 
Ausführungsbestimmungen, u. A. Art. 6quater AHVV)

Positiv bewertet die EVP insbesondere, dass der Bundesrat Anreize schafft, freiwillig länger erwerbstätig zu 
bleiben. Die  Erhöhung  des  Freibetrags  für  Erwerbstätige  nach  Erreichen  des  Referenzalters,  die 
verbesserten  Möglichkeiten  zum  Rentenaufschub  sowie  die  stärkere  Berücksichtigung  der  nach  dem 
Referenzalter geleisteten Beiträge stärken die Eigenverantwortung und tragen dazu bei,  das inländische 
Arbeitskräftepotenzial besser zu nutzen.

3.2 Beitragsgerechtigkeit und Schliessung von Beitragslücken stärken (Art. 4, Art. 5, Art. 6, Art. 9, Art. 23 VE-
AHVG sowie weitere Ausführungsbestimmungen)

Die  EVP  unterstützt  die  vorgesehenen  Massnahmen  zur  Sicherung  der  Beitragsgerechtigkeit  und  zur 
Stärkung der Finanzierungsbasis der AHV. Sie begrüsst insbesondere die Unterstellung von Kranken- und 
Unfalltaggeldern  unter  die  AHV-Beitragspflicht  sowie  die  Massnahmen  gegen  missbräuchliche 
Dividendenausschüttungen zur Umgehung der Beitragspflicht. Ebenfalls unterstützt sie die Angleichung der 
Beitragssätze für Selbstständigerwerbende mit höheren Einkommen. Wer vergleichbare Einkommen erzielt, 
soll grundsätzlich auch einen vergleichbaren Beitrag an die Altersvorsorge leisten.

3.3 Erziehungs- und Betreuungsgutschriften an heutige Familienrealitäten anpassen (Art. 29sexies und Art. 
29septies VE-AHVG)

Die EVP begrüsst, dass der Bundesrat die Regelungen zu den Erziehungs- und Betreuungsgutschriften an 
die  heutigen  Familienrealitäten  anpassen  will. Diese  Gutschriften  stellen  sicher,  dass  Eltern  oder 
betreuende Angehörige,  die ihre Erwerbstätigkeit  zugunsten von Erziehungs-  oder Betreuungsaufgaben 
einschränken, bei ihrer späteren AHV-Rente nicht benachteiligt werden. Neu soll  ihre Zuteilung weniger 
vom Zivilstand als vielmehr von der tatsächlichen Wahrnehmung der Betreuungsaufgaben abhängen. Die 
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EVP unterstützt dieses Anliegen grundsätzlich, erwartet aber, dass Erziehungs- und Betreuungsleistungen 
auch künftig angemessen anerkannt und unterschiedliche Familienmodelle fair berücksichtigt werden.

3.4 Langfristige Finanzierung der AHV sichern (Art. 130 Abs. 3quinquies und 3sexies VE-BV)

Damit die Finanzierung der AHV über das Jahr 2030 hinaus nachhaltig gesichert werden kann, werden 
weitere Massnahmen notwendig sein. Die vom Parlament beschlossene Finanzierung der 13. AHV-Rente 
über eine Erhöhung der Mehrwertsteuer wird den langfristigen Finanzierungsbedarf  der AHV auch bei 
einer Annahme in der Volksabstimmung nicht vollständig decken. Sollte diese Finanzierungsvorlage vom 
Volk abgelehnt werden, würde sich der zusätzliche Finanzierungsbedarf der AHV weiter erhöhen und der 
Handlungsdruck entsprechend verschärfen.

Sollte – wie vom Bundesrat für diesen Fall vorgesehen – eine zusätzliche Finanzierung der AHV erforderlich  
werden,  spricht  sich  die  EVP  für  die  kombinierte  Lösung  aus  Mehrwertsteuer  und  Lohnbeiträgen  aus 
(Variante 3a).  Diese verteilt die Finanzierung auf mehrere Schultern und erscheint ausgewogener als eine 
ausschliessliche  Erhöhung  der  Mehrwertsteuer. Langfristig  sollte  die  AHV  jedoch  verstärkt  durch 
generationengerechte  und  solidarische  Finanzierungsinstrumente  ergänzt  werden.  Die  EVP  setzt  sich 
deshalb weiterhin für eine moderate Solidaritätsabgabe auf millionenschweren Nachlässen ein. Eine solche  
Finanzierung könnte einen wichtigen Beitrag zur langfristigen Stabilisierung der AHV leisten und gleichzeitig 
dazu beitragen, die erwerbstätige Bevölkerung sowie Familien nicht einseitig zusätzlich zu belasten.

3.5. Finanzielle Stabilität der AHV frühzeitig sichern (Interventionsmechanismus; Art. 108 AHVG)

Die  EVP  begrüsst  die  Einführung  eines  finanziellen  Interventionsmechanismus. Eine  nachhaltige 
Altersvorsorge setzt voraus, dass finanzielle Fehlentwicklungen frühzeitig erkannt und rechtzeitig korrigiert  
werden können.  Ein  verbindlicher  Mechanismus erhöht  die  Planungssicherheit  und trägt  dazu bei,  die  
finanzielle Stabilität der AHV langfristig zu sichern. Zeichnen sich finanzielle Engpässe ab und droht der 
AHV-Ausgleichsfonds innerhalb der nächsten drei Jahre unter 90 Prozent einer Jahresausgabe zu sinken,  
muss  der  Bundesrat  dem  Parlament  innert  eines  Jahres  geeignete  Stabilisierungsmassnahmen 
unterbreiten.

3.6. Information der Versicherten verbessern (nicht Gegenstand der Vorlage)

Die  EVP  regt  an,  zu  prüfen,  wie  die  Information  der  Versicherten  beim  Übergang  in  den  Ruhestand  
verbessert werden kann.  Heute wird die AHV-Altersrente nicht automatisch ausgerichtet, sondern muss 
von den Versicherten ausdrücklich beantragt werden. Wer dies versäumt, riskiert Verzögerungen bei der 
Auszahlung  oder  –  nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Fristen  –  sogar  den  endgültigen  Verlust  von 
Rentenansprüchen.

Die EVP erachtet es als sinnvoll,  dass die zuständigen Ausgleichskassen die Versicherten rechtzeitig vor 
Erreichen des Referenzalters aktiv über ihre Ansprüche sowie die notwendigen Schritte zur Anmeldung 
informieren. Eine frühzeitige und systematische Information würde dazu beitragen, den Zugang zu den 
Leistungen zu erleichtern und unbeabsichtigte Nachteile für die Versicherten zu vermeiden.
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3.7 Benachteiligung verheirateter Paare beseitigen (vgl erläuternder Bericht, S. 29)

Schliesslich  besteht  aus  Sicht  der  EVP  auch  beim  Leistungsrecht  weiterhin  Reformbedarf.  Die 
Benachteiligung verheirateter Paare in der AHV bleibt bestehen und sollte beseitigt werden. Die derzeit im  
Parlament beratene Volksinitiative «Ja zu fairen AHV-Renten auch für Ehepaare» bietet die Gelegenheit,  
diese Frage vertieft zu prüfen und eine tragfähige Lösung zur Gleichbehandlung verheirateter Paare zu 
erarbeiten.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für Rückfragen oder einen 
weiterführenden Austausch gerne zur Verfügung.

Lilian Studer Alex Würzer
Präsidentin EVP Schweiz Generalsekretär EVP Schweiz

Anhang: Antworten auf den Fragebogen
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Antworten auf den Fragebogen

1. Individuelles Referenzalter
Halten Sie es für sinnvoll, das allgemeine Konzept des Referenzalters in der AHV 
aufzuheben und dieses individuell festzulegen?

 Nein☒

Die Delegiertenversammlung der EVP hat sich bei den letzten Volksabstimmungen gegen eine generelle 
Erhöhung  des  Referenzalters  ausgesprochen.  Dies  entspricht  weiterhin  der  geltenden  Parteiposition.  
Angesichts der demografischen Entwicklung und der langfristigen finanziellen Herausforderungen der AHV 
erachtet die EVP eine grundsätzliche Diskussion über das Referenzalter jedoch nicht als ausgeschlossen. Im 
Rahmen der vorliegenden Reform stehen für sie zunächst flexible und sozial ausgewogene Lösungen im 
Vordergrund,  welche unterschiedliche Erwerbsbiografien berücksichtigen und Anreize schaffen,  freiwillig 
länger im Erwerbsleben zu bleiben.

2. Modell Beitragsjahre
Könnte das Konzept des Referenzalters durch jenes der Dauer der Erwerbslaufbahn 
ersetzt werden und stärker auf die Anzahl Erwerbsjahre ausgerichtet sein (Modell 
Beitragsjahre)?

 Nein☒

Ein Modell, das sich primär an den Beitragsjahren orientiert, erscheint auf den ersten Blick gerecht, würde 
jedoch  zahlreiche  neue  Abgrenzungsfragen  schaffen.  Familienarbeit,  Betreuungsaufgaben,  Teilzeitarbeit 
sowie Ausbildungszeiten müssten umfassend berücksichtigt werden. Dadurch würde das System erheblich 
komplexer, ohne dass ein klarer Mehrwert gegenüber dem heutigen System ersichtlich wäre.

3. Modell Schwerarbeit
Halten  Sie  es  für  sinnvoll,  in  der  AHV  ein  Modell  Schwerarbeit  mit  einem  anderen 
Referenzalter oder abweichenden Voraussetzungen für die Pensionierung für bestimmte 
Berufe einzuführen?

 Ja☒

Die  EVP  erachtet  es  als  prüfenswert,  für  besonders  belastende  Erwerbstätigkeiten  gezielte  Lösungen 
vorzusehen.

Wenn ja,  welche Berufe sollten auf dem Schweizer Arbeitsmarkt als  besonders beschwerlich/belastend 
gelten und für welche Arbeitnehmenden sollte

ein solches Modell zur Anwendung kommen?
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Berufe  mit  dauerhaft  hoher  körperlicher  Belastung  oder  aussergewöhnlicher  gesundheitlicher 
Beanspruchung, beispielsweise im Baugewerbe, in der Pflege, im Strassenunterhalt oder vergleichbaren 
Tätigkeiten.

Sollte der Aspekt der psychischen Belastung einbezogen werden? Wenn ja, wie?

Ja. Psychische Belastungen sollten ebenfalls berücksichtigt werden, allerdings nur anhand objektiver und 
nachvollziehbarer  Kriterien  sowie  aufgrund  der  tatsächlichen  Belastung  eines  Berufsfeldes  und  nicht 
aufgrund individueller Diagnosen.

4. Modell sozialer Vorbezug
Halten Sie es für sinnvoll,  in der AHV ein Modell  einzuführen, mit dem für bestimmte 
Personengruppen ein alternatives Modell rund um den Vorbezug der Altersrente in der 
AHV  ausgearbeitet  wird,  z.  B.  indem  die  Betroffenen  ihre  Altersrente  vor  dem 
Referenzalter  ungekürzt  oder allenfalls  mit  Verbesserung vorbeziehen können (Modell 
sozialer Vorbezug)?

 Ja☒

Für welche Personengruppen?

Personen mit tiefem Einkommen oder langen Erwerbsbiografien, welche kurz vor dem Referenzalter ihre 
Erwerbstätigkeit aus gesundheitlichen oder arbeitsmarktlichen Gründen nicht mehr weiterführen können.

Nach welchen Kriterien (Einkommen/Beruf/Ausbildung/Dauer der Erwerbslaufbahn)?

Die Anspruchsvoraussetzungen sollten mehrere Kriterien kombinieren:

• lange Erwerbsbiografie;

• tiefes Einkommen bzw. geringe Vorsorge;

• nachgewiesene erschwerte Arbeitsmarktsituation oder gesundheitliche Einschränkungen.

Ein ausschliesslich einkommens- oder berufsbezogenes Modell wäre aus Sicht der EVP nicht ausreichend.

5. Welches Modell bevorzugen Sie?
Welches Modell ist Ihrer Ansicht nach für eine Aufnahme in die AHV am besten geeignet?

 Modell sozialer Vorbezug☒

Der soziale Vorbezug trägt den unterschiedlichen Lebensrealitäten am besten Rechnung. Er ermöglicht 
gezielte  Unterstützung  für  Personen,  die  tatsächlich  darauf  angewiesen  sind,  ohne  das  allgemeine 
Referenzalter in Frage zu stellen oder das AHV-System grundlegend zu verkomplizieren.
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6. Referenzalter erhöhen oder neues Rentenmodell?
Wäre es  Ihrer  Meinung nach sinnvoller,  das  Referenzalter  anzuheben oder  eines  der 
oben genannten neuen Rentenmodelle einzuführen?

 Neues Rentenmodell☒

Die  EVP  lehnt  eine  generelle  Erhöhung  des  Referenzalters  als  kurzfristige  Reformmassnahme  ab. 
Zielführender  sind  flexible  und  sozial  ausgewogene  Lösungen,  welche  die  unterschiedlichen 
Erwerbsbiografien berücksichtigen und gleichzeitig Anreize schaffen, freiwillig länger im Erwerbsleben zu 
bleiben.
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